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ANFRAGE 

der Abgeordneten Haller, Aumayr, Huber, Mag. Praxmarer 

an den Bundeskanzler 

betreffend Gleichbehandlung bei den Bediensteten des Bundeskanzleramtes 

Im Zuge der Diskussion, Frauen bei der Beschäftigung im öffentlichen Dienst im Sinne des 

Gleichbehandlungsgesetzes entsprechend zu berücksichtigen, ist es notwendig zu beobachten, 

inwieweit sich diese Tendenz bereits bei der Aufnahme neuer MitarbeiterInnen im Bundes­

kanzleramt niedergeschlagen hat. Die Abgeordneten Mag. Haupt, Haller, Dr. Partik-Pable 

haben an Sie in der schriftlichen parlamentarischen Anfrage Nr. 4251/J u.a. die Frage nach 

dem prozentuellen Anteil der weiblichen Bediensteten des Bundeskanzleramtes gestellt. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen daher an den Bundeskanzler folgende 

Anfrage: 

1. Die von Ihnen bezifferten 436 weiblichen Bediensteten stellen einen Anteil von 46% 

an der Gesamtzahl der Bediensteten des Bundeskanzleramtes dar. Wie hoch ist die 

Anzahl der weiblichen Bediensteten in den einzelnen Verwendungsgruppen? 

2. Welche Maßnahmen werden von Ihrer Seite ergriffen, daß Frauen künftig in Lei­

tungsfunktionen des Bundeskanzleramtes vermehrt vertreten sein werden? 

3. Welche berufs- und aufstiegsspezifischen Aus- und Weitcrbildungsmaßnahmen 

werden den Bediensteten dcs Bundeskanzlcramtes von ihrer Dienststelle angebotcn 

und inwieweit werden diese von den Bediensteten genützt? 

4. Wie hoch ist der Anteil der Frauen an den oben genannten Aus- und Weiterbil­

dungsmaßnahmen, aufgeschl üsselt nach Verwendungsgruppen ? 

Wien, am 7. Juni 1993 
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